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 Rundschreiben 03/2010 
 Antrag nach § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 10 ARe gV (Erweiterungsfaktoran-

trag)  
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

mit dem Rundschreiben 02/2010 vom 12.05.2010 hatte das Wirtschaftsministerium 

Baden-Württemberg als Landesregulierungsbehörde (LRegB) den Entwurf eines 

überarbeiteten Leitfadens mit neuen Erhebungsbögen für Strom und Gas zum Erwei-

terungsfaktor übermittelt und die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben. Es gingen 

insgesamt 9 Stellungnahmen ein. 

Die LRegB hat sich mit den vorgebrachten Einwänden auseinandergesetzt und diese 

teilweise in den Leitfaden und die Erhebungsbögen eingearbeitet. Dazu erfolgen hier 

anschließend nähere Erläuterungen. 

 

1. Allgemein kritisiert wurde ein höherer Aufwand durch die Aufnahme weiterer Ta-

bellenblätter im Erhebungsbogen.  

Die Informationen, die so abgefragt werden, hat die LRegB im letzten Jahr im 

Rahmen von Nachforderungen eingeholt. Dadurch, dass diese Informationen nun 

schon bei Antragstellung abgefragt werden, soll sich der Umfang der nachzufor-

dernden Informationen reduzieren.  
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2. Zum Parameter „Zeitungleiche Jahreshöchstlast“ wurde ausgeführt, dass dieser 

nicht zur Berechnung des Erweiterungsfaktors erforderlich sei und daher nicht 

abgefragt werden müsse.  

Bei der Berechnung der Veränderung des Parameters Jahreshöchstlast aufgrund 

einer Erweiterungsinvestition, insbesondere bei Neuanschluss von Kunden ohne 

Leistungsmessung, kann (sollte) die angenommene Steigerung der Jahres-

höchstlast hilfsweise berechnet werden über das Verhältnis zwischen zeitgleicher 

Jahreshöchstlast zu zeitungleicher Jahreshöchstlast. Dieses Verhältnis wird an-

schließend mit der Vorhalteleistung des jeweiligen Kunden multipliziert. Für die 

LRegB stellt dieser Parameter damit einen „Hilfsparameter“ dar.  

 

3. Bezüglich der Aufnahme eines weiteren Parameters zur Berücksichtigung von 

Kosten für den Netzausbau aufgrund von EEG-Einspeisungen wird die LRegB 

prüfen, ob dies im nächsten Jahr umgesetzt werden kann. 

 

4. Einwände gab es gegen die Rechtsauffassung der LRegB, dass auch Unterneh-

men, die bereits im vergangenen Jahr die Genehmigung eines Erweiterungsfak-

tors erhalten haben, bei einer erneuten Antragstellung wieder den Schwellenwert 

von 0,5 % überschreiten müssen. 

Nach Ansicht der LRegB ist es nicht sachgerecht, dass ein Netzbetreiber jedes 

Jahr einen Erweiterungsfaktor erhalten könnte, nur weil er bereits einmal die  

0,5 % - Grenze überschritten hat. So müsste auch für kleinste Erweiterungsin-

vestitionen ein Erweiterungsfaktor genehmigt werden. Dass dies nicht im Sinne 

des Verordnungsgebers ist, ergibt sich auch aus der Begründung zur ARegV 

(BR-DRs. 417/07 S. 50). Demnach soll durch den Schwellenwert vermieden wer-

den, dass auch bei geringfügigen Änderungen der Versorgungsaufgabe eine An-

passung der Erlösobergrenze notwendig wird. 

 

Zu den jährlichen Gesamtkosten des Netzbetreibers zu denen die Kosten der 

Erweiterungsmaßnahmen ins Verhältnis gesetzt werden, wird ein ggf. genehmig-

ter Erweiterungsfaktor für das Antragsjahr [EFgenehmigt,t] hinzumultipliziert. 
 

Der Leitfaden wurde zur Klarstellung für diesen Punkt unter der Ziffer 2.2. ange-

passt, ebenso wie die Erhebungsbögen für Strom und Gas im Tabellenblatt „H. 

Erheblichkeit“. 

 



- 3 - 

5. Die LRegB wird weiterhin nur Erweiterungsinvestitionen, die während der Regu-

lierungsperiode, d.h. ab dem 01.01.2009, angefallen sind, berücksichtigen (vgl. 

OLG Stuttgart, Beschluss vom 14.01.2010, 202 EnWG 38/09). Zu diesem Punkt 

kann die LRegB in geeigneten Fällen eine, zu denen des Antragsverfahrens 

2009, gleichlautende individuelle Gleichbehandlungszusage in Betracht ziehen, 

sofern ein entsprechender Antrag, inklusive der notwendigen Unterlagen, gestellt 

wird. 

 

6. Zur Möglichkeit der Anerkennung eines Erweiterungsfaktors aufgrund von Ände-

rungen der Versorgungsaufgabe im letzten Jahr der 1. Regulierungsperiode im 

ersten Jahr der 2. Regulierungsperiode wird sich die LRegB zu gegebener Zeit 

äußern. 

 

7. Die Abfrage der Parameter zum 31.12.2008 sowie weiterer Netzparameter wurde 

als unverhältnismäßiger Mehraufwand kritisiert. 

Diesen Einwand kann die LRegB nicht nachvollziehen, da ein Großteil dieser Pa-

rameter ohnehin gem. § 27 StromNEV bzw. GasNEV von den Netzbetreibern 

veröffentlicht werden muss. 

 

8. Hinsichtlich des Detaillierungsgrades zur Beschreibung der einzelnen Erweite-

rungsmaßnahmen ist eine Einzelaufstellung der Erweiterungsmaßnahme auf die 

einzelne Änderung eines Parameters, d.h. pro einzelnem Anschlusspunkt bzw. 

Ausspeisepunkt, nicht  erforderlich. Es ist  eine sinnvolle und nachvollziehbare, 

d.h. prüffähige, Aggregation in einzelne Projekte, beispielweise Anschluss eines 

Neubaugebietes, zulässig.  
Bei mehr als 10 Rechnungen für eine Erweiterungsmaßnahme reicht die Vorlage 

einer Rechnungsübersicht (auch Systemausdruck), aus der die erforderlichen In-

formationen vollständig ersichtlich sind, aus. Die LRegB behält sich in diesen Fäl-

len vor, stichprobenartig einzelne Rechnungskopien oder aber auch sämtliche 

Rechnungskopien nachzufordern. Der Leitfaden wurde diesbezüglich unter den 

Ziffern 5.6 und 5.7 angepasst. 

 

9. In den Erhebungsbögen in Tabellenblatt „E.1 Berechnung Kosten nach Strom-

NEV“ wurde die Unterteilung der Betriebskosten in Material-, Personal- und 

Sonstige Kosten aufgehoben. Die Betriebskosten sind nun nur noch in Summe 

einzutragen. 
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Im Folgenden nochmals die organisatorischen Hinweis e zur Antragsstellung: 

Für einen Antrag auf Erweiterungsfaktor nach § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 10 

ARegV ist der LRegB ein vollständig  ausgefüllter Erhebungsbogen einschließlich al-

ler  hinreichend nachvollziehbaren Nachweise bis zum 30.06.2010 vorzulegen. 

 

Es ist dabei immer die aktuelle Version  des Erhebungsbogens der LRegB zu ver-

wenden. Ohne diese Erhebungsbögen bzw. bei Vorlage von alten Erhebungsbögen 

(z.B. der LRegB von 2009) bzw. Erhebungsbögen der BNetzA von 2009 oder 2010 

sieht die LRegB keine Vollständigkeit des Antrags gegeben. Unvollständige Anträge 

werden abgelehnt werden. Zur korrekten Befüllung des Erhebungsbogens wird auf 

den beigefügten Leitfaden in der aktuellsten Version hingewiesen. 

 

Lediglich „fristwahrend“ gestellte Anträge erfüllen die oben beschriebenen Kriterien 

zur Vollständigkeit ebenso nicht und führen zur Ablehnung des Antrags. 

 

Der ausgefüllte Erhebungsbogen ist sowohl elektronisch  (im Excel-Format) als auch 

schriftlich , d.h. ausgedruckt und per Post versandt, bei der LRegB einzureichen. Bei 

elektronischer Übermittlung per E-Mail bitte die E-Mailadresse LRegB@wm.bwl.de 

verwenden. 

 

Die aktuellen Versionen der Erhebungsbögen sowie des dazugehörigen Leitfadens 

werden in Kürze auch auf der Internetseite des Wirtschaftsministeriums unter folgen-

den Links veröffentlicht werden: 

http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/erhebungsboegen-und-

rechentools/199401.html (Erhebungsbögen) 

sowie 

http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/hinweise-fuer-antraege-gemaess-

aregv/106080.html (Leitfaden) 

 

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung (für den Strombereich Frau 

Pross -2354, Frau Neumann -2456 oder Herr Steinbach -2216 sowie für den Gasbe-

reich Frau Broock -2155 und Herr Steinbach -2216). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Pross 


